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1.	 Zustandekommen des Vertrags
Der Vertrag kommt durch Bestätigung der Energieversorgung Filstal 
GmbH & Co. KG (EVF) in Textform unter Angabe der voraussichtli-
chen Dauer bis zur Herstellung eines Anschlusses, zustande. Der 
tatsächliche Leistungsbeginn hängt davon ab, dass alle notwendigen 
technischen und rechtlichen Voraussetzungen vorliegen. 

2.	 Leistungsbeschreibung EVF-i
2.1.	 Technische Grundlage der Vertragsdurchführung ist ein IP-basiertes 

Netz, in dem die EVF Telekommunikationsdienste bereitstellt (soge-
nanntes „All-IP“). Art und Umfang der vereinbarten Leistungen erge-
ben sich aus dem entsprechenden „Produktinformationsblatt EVF-i“ 
sowie der „Leistungsbeschreibung EVF-i“; andere als die dort aus-
drücklich benannten Dienste und Anwendungen sind nicht geschul-
det. Etwaige dienstspezifische Einschränkungen einzelner Dienste 
finden sich in den „Besonderen Bestimmungen“ (Ziffern 12 bis 14). 

2.2.	 Dieser Vertrag und die Vereinbarungen der EVF mit Dritten über 
die notwendigen Vorleistungen berücksichtigen den jeweils bei Ver-
tragsschluss bestehenden technischen und rechtlichen Rahmen. 
Veränderungen dieses Rahmens, wie Änderungen des Telekom-
munikationsgesetzes, der höchstrichterlichen Rechtsprechung, von 
Entscheidungen der Bundesnetzagentur oder verbindlicher techni-
scher Richtlinien, können die von der EVF zu erbringenden Leistung 
beeinflussen.

3.	 Endgeräte
Kauft der Kunde das Endgerät, ist der Kaufpreis gemäß gültigem 
„Produktinformationsblatt EVF-i“ mit Abschluss des Vertrages fällig. 
Das Endgerät verbleibt bis zur vollständigen Zahlung des Kaufpreises 
im Eigentum der EVF. 

4.	 Störung, Entstörung, Unterbrechung
4.1.	 Die EVF nimmt täglich von 00:00 bis 24:00 Uhr Störungsmeldungen 

unter der Störungshotline entgegen. Störungsmeldungen sind auch 
per E-Mail und Telefax möglich. Die aktuelle E-Mailadresse und Tele-
fonnummer kann der Kunde auf www.evf-i.de entnehmen oder bei 
der EVF erfragen. Die EVF wird Störungen im Rahmen seiner tech-
nischen und betrieblichen Möglichkeiten so schnell wie möglich be-
seitigen.

4.2.	 Hat der Kunde die gemeldete Störung allein oder weit überwiegend 
zu vertreten, ist die EVF berechtigt, die durch die Entstörung entste-
henden Kosten dem Kunden aufzuerlegen. 

4.3.	 Die EVF darf im Falle einer Störung die Nutzung des Telekommu-
nikationsdienstes bis zur Beendigung der Störung einschränken, 
umleiten oder unterbinden, soweit dies erforderlich ist, um eine Be-
einträchtigung der Telekommunikations- und Datenverarbeitungs-
systeme der EVF, des Kunden oder anderer Nutzer zu beseitigen 
oder zu verhindern und der Nutzer die Störung nicht unverzüglich 
selbst beseitigt oder zu erwarten ist, dass der Nutzer die Störung 
selbst nicht unverzüglich beseitigt. Wenn die EVF die Störung nicht 
zu vertreten hat, gilt Ziffer 8.7 entsprechend. 

4.4.	 Zur Gewährleistung der Sicherheit des Netzbetriebs oder zur Durch-
führung technisch notwendiger Arbeiten darf die EVF ihre Leistung 
kurzzeitig unterbrechen. Die EVF bemüht sich, Unterbrechungen auf 
Grund von technischen Arbeiten in nutzungsschwache Zeiten zu le-
gen. 

4.5.	 Dem Kunden stehen die gesetzlichen Rechte bei Leistungsstörungen 
zu. Der Kunde ist verpflichtet, Störungen und sonstige Beanstandun-
gen hinsichtlich der vertragsgegenständlichen Leistungen unverzüg-
lich über die in Ziffer 4.1 genannten Wege mitzuteilen.

5.	 Anbieterwechsel / Rufnummernmitnahme /  
Wechsel des Wohnsitzes

5.1.	 Im Falle eines Anbieterwechsels hat die EVF darauf hinzuwirken, dass 
die Leistung gegenüber dem Kunden nicht unterbrochen wird, bevor 
die vertraglichen und technischen Voraussetzungen für einen An-
bieterwechsel vorliegen, es sei denn, der Kunde verlangt dieses. Bei 
einem Anbieterwechsel darf der Dienst des Kunden nicht länger als 
einen Kalendertag unterbrochen werden. Schlägt der Wechsel inner-
halb dieser Frist fehl, gilt Satz 1 entsprechend.

5.2.	 Die EVF hat ab Beendigung der vertraglich vereinbarten Leistung 
bis zum Ende der Leistungspflicht nach Ziffer 5.1 gegenüber dem 
Kunden einen Anspruch auf Entgeltzahlung. Die Höhe des Entgelts 
richtet sich nach den ursprünglich vereinbarten Vertragsbedingun-
gen mit der Maßgabe, dass sich die vereinbarten Anschlussentgelte 
um 50 Prozent reduzieren, es sei denn, die EVF weist nach, dass der 
Kunde das Scheitern des Anbieterwechsels zu vertreten hat. Die EVF 
hat das Entgelt nach Ziffer 5.2 Satz 1 tagesgenau abzurechnen.

5.3.	 Die EVF hat darauf hinzuwirken, dass der Kunde die ihm zugeteilten 
Rufnummern entsprechend § 46 Absatz 3 TKG beibehalten kann. Die 
technische Aktivierung der Rufnummer hat innerhalb eines Kalen-
dertages zu erfolgen. 

5.4.	 Der Kunde ist verpflichtet, das Fehlschlagen eines Anbieterwechsels 
unverzüglich der EVF anzuzeigen.

5.5.	 Einen Wechsel des Wohnsitzes hat der Kunde der EVF spätestens 
zwei Monate vor dem Umzugstermin mitzuteilen. Die EVF wird, wenn 
der Verbraucher seinen Wohnsitz wechselt, die vertraglich geschul-
dete Leistung an dem neuen Wohnsitz ohne Änderung der verein-
barten Vertragslaufzeit und der sonstigen Vertragsinhalte erbringen, 
soweit diese dort angeboten wird. In diesem Fall hat die EVF einen 
zusätzlichen Entgeltanspruch in Höhe des Preises für die Bereitstel-
lung gemäß gültigem “Produktinformationsblatt EVF-i“. Wird die Leis-
tung am neuen Wohnsitz nicht angeboten, ist der Kunde zur Kündi-
gung des Vertrages unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalendermonats berechtigt.

6.	 Preise und Preisänderungen
6.1.	 Der vom Kunden zu zahlende Preis setzt sich zusammen aus dem 

monatlichen Preis für den Anschluss an das Breitbandnetz gemäß 
gültigem „Produktinformationsblatt EVF-i“ sowie etwaigen Entgelten 
für zusätzliche Leistungen gemäß aktuell gültiger “Preisliste Allge-
meine Serviceleistungen EVF-i“.

6.2.	 Der Preis nach Ziffer 6.1 erhöht sich um die Verbindungspreise ge-
mäß gültiger „Preisliste Verbindungsentgelte EVF-i“. Diese Preise 
beruhen auf Vorleistungspreisen anderer Anbieter. Änderungen 
der Vorleistungspreise können zu entsprechenden Änderungen der 
Verbindungspreise führen. Die Änderungen der Verbindungspreise 
werden in dem Zeitpunkt und dem Umfang wirksam, in dem die Vor-
leistungspreise gegenüber der EVF wirksam werden. 

6.3.	 Wird das Erbringen der vertraglich vereinbarten TK-Dienste nach Ver-
tragsschluss mit zusätzlichen Abgaben belegt, erhöht sich der Preis 
um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der jeweils anfallenden 
Höhe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die Erbringung der TK-Dienste 
nach Vertragsschluss mit einer hoheitlich auferlegten, allgemein 
verbindlichen Belastung (d.h. keine Bußgelder o. ä.) belegt wird, so-
weit diese unmittelbaren Einfluss auf die Kosten für die nach diesem 
Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Eine Weiterberechnung erfolgt 
nicht, soweit die Mehrkosten nach Höhe und Zeitpunkt ihres Entste-
hens bereits bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar waren oder 
die jeweilige gesetzliche Regelung der Weiterberechnung entgegen-
steht. Eine Weiterberechnung ist auf die Mehrkosten beschränkt, die 
nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung dem einzelnen 
Vertragsverhältnis (z. B. nach Endgerät oder nach Nutzungsdauer) 
zugeordnet werden können. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem 
Zeitpunkt der Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird über eine 
solche Weiterberechnung spätestens mit der Rechnungsstellung in-
formiert.

6.4.	 Zusätzlich fällt auf den Preis nach Ziffer 6.1 und auf die Verbin-
dungspreise nach Ziffer 6.2 sowie auf etwaige zukünftige Steuern, 
Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 
6.3 die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe an (Bruttoprei-
se).

6.5.	 Die EVF ist verpflichtet, die Preise nach Ziffer 6.1 – nicht hingegen 
etwaige zukünftigen Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auf-
erlegte Belastungen nach Ziffer 6.3 sowie die gesondert in der je-
weils geltenden Höhe an den Kunden weitergegebene Umsatzsteuer 
nach Ziffer 6.4 – durch einseitige Leistungsbestimmung nach billigem 
Ermessen gemäß § 315 BGB anzupassen (Erhöhungen oder Ermä-
ßigungen). Anlass für eine solche Preisanpassung ist ausschließlich 
eine Änderung der in Ziffer 6.1 genannten Kosten. Die EVF über-
wacht fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer 
solchen Preisanpassung ist auf die Veränderung der Kosten nach Zif-
fer 6.1 seit der jeweils vorhergehenden Preisanpassung nach dieser 
Ziffer 6.5 bzw. – sofern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 
6.5 erfolgt ist – seit Vertragsschluss bis zum Zeitpunkt des geplanten 
Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung beschränkt. Kosten-
steigerungen und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung 
gegenläufig zu saldieren. Die EVF ist verpflichtet, bei der Ausübung 
ihres billigen Ermessens Kostensenkungen nach den gleichen Maß-
stäben zu berücksichtigen wie Kostenerhöhungen, so dass Kosten-
senkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirksam werden 
wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat gemäß § 315 Abs. 3 BGB das 
Recht, die Ausübung des billigen Ermessens der EVF gerichtlich über-
prüfen zu lassen. Änderungen der Preise nach dieser Ziffer 6.5 sind 
auf den Zeitpunkt der jeweiligen Vertragsverlängerung möglich, erst-
mals zum Ablauf der vertraglichen Erstlaufzeit. Preisanpassung wer-
den nur wirksam, wenn die EVF dem Kunden die Änderungen spätes-
tens sechs Wochen vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform 
mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens der Preisanpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde von 
der EVF in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

7.	 Änderung des Vertrags und dieser Bedingungen
Die Regelungen des Vertrages und dieser Bedingungen beruhen auf 
den gesetzlichen, technischen und sonstigen Rahmenbedingungen 
zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z.B. TKG, TK-TransparenzVO, 
höchstrichterliche Rechtsprechung, Entscheidungen der Bundes-
netzagentur). Das vertragliche Äquivalenzverhältnis kann nach Ver-
tragsschluss durch unvorhersehbare Änderungen der gesetzlichen, 
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technischen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z. B. durch 
Gesetzesänderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits 
– etwa in der Phase zwischen dem Abschluss des förmlichen Ge-
setzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten – absehbar war), die 
die EVF nicht veranlasst und auf die sie auch keinen Einfluss hat, 
in nicht unbedeutendem Maße gestört werden. Ebenso kann nach 
Vertragsschluss eine im Vertrag und/oder diesen Bedingungen ent-
standene Lücke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durch-
führung des Vertrages entstehen lassen (etwa, wenn die Recht-
sprechung eine Klausel für unwirksam erklärt), die nur durch eine 
Anpassung oder Ergänzung zu beseitigen sind. In solchen Fällen ist 
die EVF verpflichtet, den Vertrag und diese Bedingungen – mit Aus-
nahme der Preise – unverzüglich insoweit anzupassen und/oder zu 
ergänzen, als es die Wiederherstellung des Äquivalenzverhältnisses 
von Leistung und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstan-
dener Vertragslücken zur zumutbaren Fort- und Durchführung des 
Vertragsverhältnisses erforderlich macht (z. B. mangels gesetzli-
cher Überleitungsbestimmungen). Anpassungen des Vertrages und 
dieser Bedingungen nach dieser Ziffer sind nur zum Monatsersten 
möglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn die EVF dem Kun-
den die Anpassung spätestens sechs Wochen vor dem geplanten 
Wirksamwerden in Textform mitteilt. Bei Änderungen, die zu Un-
gunsten des Kunden sind, hat dieser das Recht, den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens der Änderungen in Textform zu kündigen. Hierauf wird der 
Kunde von der EVF in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

8.	 Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung / 
Einwendungen / Sperre / Außerordentliche Kündigung

8.1.	 Die monatlichen Entgelte sind, beginnend mit dem Tag der be-
triebsfähigen Bereitstellung der TK-Dienste, für den Rest des Mo-
nats anteilig zu zahlen. Die Rechnungslegung der monatlichen Ent-
gelte erfolgt jeweils zu Beginn des abzurechnenden Monats. 

8.2.	 Sämtliche Rechnungsbeträge sind innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang der Rechnung im Wege des Lastschriftverfahrens zu zahlen. 

8.3.	 Beanstandet der Kunde eine Rechnung nicht innerhalb von acht 
Wochen nach deren Zugang in Textform bei der EVF, trifft die EVF 
nicht mehr die Nachweispflicht für die einzelnen Verkehrsdaten. 
Die EVF wird in den Rechnungen auf die Folgen einer unterlassenen 
rechtzeitigen Beanstandung hinweisen. 

8.4.	 Die EVF ist zur Sperrung von Leistungen berechtigt, wenn der Kun-
de mit der Zahlung eines Betrages in Höhe von mindestens € 75,00 
in Verzug ist und die EVF die Sperre mindestens zwei Wochen zuvor 
schriftlich angedroht hat und dabei auf die Möglichkeit des Kun-
den, Rechtsschutz vor den Gerichten zu suchen, hingewiesen hat. 
Bei der Berechnung des Betrages nach Satz 1 bleiben nicht titulierte 
Forderungen, die der Kunde form- und fristgerecht und schlüssig 
begründet beanstandet hat, außer Betracht. 

8.5.	 Die EVF ist ebenfalls berechtigt, Leistungen ganz oder teilweise zu 
sperren, wenn wegen einer im Vergleich zu den vorangegangenen 
sechs Abrechnungszeiträumen besonderen Steigerung des Verbin-
dungsaufkommens auch die Höhe der Entgeltforderung in beson-
derem Maße ansteigt und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass der Kunde diese Entgeltforderung beanstanden wird. 

8.6.	 Die EVF wird die Sperre soweit technisch möglich und dem Anlass 
nach sinnvoll auf bestimmte Leistungen beschränken und auf-
heben, sobald die Gründe für die Sperre entfallen sind. Bei einer 
Sperre der Telefondienste beschränkt sich die Sperre zunächst auf 
abgehende Telefonverbindungen. Bestehen die zur Sperre füh-
renden Gründe auch nach einer Woche der Vornahme der Sperre 
weiterhin, ist die EVF zur Vollsperrung des Netzzugangs berechtigt.

8.7.	 Im Falle einer Sperre ist der Kunde weiterhin zur Zahlung der nut-
zungsunabhängigen Entgelte gemäß gültiger „Preisliste Verbin-
dungsentgelte EVF‑i-VoIP“ verpflichtet. Die Kosten der Unterbre-
chung sowie der Wiederherstellung sind vom Kunden zu ersetzen. 
Die EVF stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pau-
schal gemäß aktuell gültiger “Preisliste Allgemeine Serviceleistun-
gen EVF‑i“ in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berech-
nungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss 
einfach nachvollziehbar sein und darf den nach dem gewöhnlichen 
Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden nicht übersteigen. Dem 
Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien 
nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der Pau-
schale.

8.8.	 Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist 
gekündigt und die Leistung eingestellt werden. Ein wichtiger Grund 
liegt insbesondere vor, wenn der Kunde mit der Zahlung eines Be-
trages in Verzug ist, der der Höhe von zwei Monatspreisen gemäß 
gültigem „Produktinformationsblatt EVF-i“ entspricht und die EVF 
die Kündigung zwei Wochen zuvor angedroht hat. Die Kündigung 
bedarf der Textform. § 314 BGB bleibt unberührt.

9.	 Datenschutz  und Fernmeldegeheimnis
9.1.	 Die EVF verpflichtet sich umfassend, insbesondere bezüglich be-

kanntwerdender Umstände der Telekommunikation, das Fernmel-
degeheimnis zu achten.

9.2.	 Es gelten die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere §§ 91 ff. 
TKG. Die EVF ist insbesondere berechtigt, im Rahmen des § 100 
TKG, Bestands- und Verkehrsdaten des Kunden zu erheben und zu 
verwenden, um Störungen oder Fehler an Telekommunikationsan-
lagen zu erkennen, einzugrenzen oder zu beseitigen.

9.3.	 Die EVF speichert Verkehrsdaten, die für die Berechnung des Ent-
gelts erforderlich sind, bis zu sechs Monate. Hat der Kunde die 
Höhe der in Rechnung gestellten Verbindungsentgelte innerhalb 
der Frist von Ziffer 8.3 beanstandet, ist die EVF berechtigt, die Da-
ten bis zur abschließenden Klärung der Einwendung zu speichern.

9.4.	 Verantwortlicher für die Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten im Sinne der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) ist: 
Energieversorgung Filstal GmbH & Co. KG, Großeislinger Straße 30, 
73033 Göppingen, info@evf.de, 07161/6101-0, www.evf.de. 

9.5.	 Der Datenschutzbeauftragte der EVF steht dem Kunden für Fragen 
zur Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten unter: Energie-
versorgung Filstal GmbH & Co. KG, Großeislinger Straße 30, 73033 
Göppingen, datenschutz@evf.de, 07161/6101-0 zur Verfügung. 

9.6.	 Die EVF verarbeitet personenbezogene Daten des Kunden (ins-
besondere die Angaben des Kunden im Zusammenhang mit dem 
Vertragsschluss) zur Begründung, Durchführung und Beendigung 
des TK-Vertrages sowie zum Zwecke der Direktwerbung und der 
Marktforschung nach Maßgabe der einschlägigen datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen (z. B. des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG), insbesondere § 31 BDSG) sowie auf Grundlage der Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO), insbesondere Art. 6 Abs. 1 lit. 
b) und f) . Zum Zwecke der Entscheidung über die Begründung, 
Durchführung oder Beendigung eines TK-Vertrages verarbeitet 
die  EVF Wahrscheinlichkeitswerte für das zukünftige Zahlungsver-
halten des Kunden (sog. Bonitäts-Scoring); in die Berechnung der 
Wahrscheinlichkeitswerte fließen unter anderem die Anschriften-
daten des Kunden ein. Der TK-Anbieter behält sich zudem vor, per-
sonenbezogene Daten über Forderungen gegen den Kunden bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 31 BDSG, Art. 6 lit. b) oder f) 
DSGVO an Auskunfteien zu übermitteln.

9.7.	 Eine Offenlegung der personenbezogenen Daten des Kunden er-
folgt – im Rahmen der in Ziffer 9.6 genannten Zwecke – ausschließ-
lich gegenüber folgenden Empfängern bzw. Kategorien von Emp-
fängern: Auskunfteien, Abrechnungs- und IT-Dienstleister. 

9.8.	 Die personenbezogenen Daten des Kunden werden zur Begrün-
dung, Durchführung und Beendigung eines TK-Vertrages und zur 
Wahrung der gesetzlichen Archivierungs- und Aufbewahrungs-
pflichten (z. B. § 257 HGB, § 147 AO) solange gespeichert, wie dies 
für die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich ist. Zum Zwecke der 
Direktwerbung und der Marktforschung werden die personen-
bezogenen Daten des Kunden solange gespeichert, wie ein über-
wiegendes rechtliches Interesse der EVF an der Verarbeitung nach 
Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen besteht, 
längstens jedoch für eine Dauer von zwei Jahren über das Vertrags-
ende hinaus. 

9.9.	 Der Kunde hat gegenüber der EVF Rechte auf Auskunft, Berichti-
gung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung und Datenüber-
tragbarkeit nach Maßgabe der einschlägigen gesetzlichen Bestim-
mungen, insbesondere nach Art. 15 bis 20 DSGVO.  

9.10.	 Der Kunde kann jederzeit der Verarbeitung seiner Daten für Zwe-
cke der Direktwerbung und/oder der Marktforschung gegenüber 
der EVF widersprechen; telefonische Werbung durch die EVF erfolgt 
zudem nur mit vorheriger ausdrücklicher Einwilligung des Kunden. 

9.11.	 Der Kunde hat das Recht, sich bei der zuständigen Aufsichtsbehör-
de zu beschweren, wenn er der Ansicht ist, dass die Verarbeitung 
der ihn betreffenden personenbezogenen Daten gegen daten-
schutzrechtliche Bestimmungen verstößt.  

10.	 Pflichten des Kunden im Rahmen der Nutzung
10.1.	 Wurde eine Installation von Endgeräten vereinbart, ist der Kunde 

verpflichtet, den Mitarbeitern der EVF oder den von der EVF beauf-
tragten Unternehmen Zugang zum vereinbarten Installationsort zu 
gewähren, um die technischen Voraussetzungen für die Erbringung 
der Leistungen herzustellen. Hält der Kunde einen vereinbarten 
Termin nicht ein und sagt ihn nicht zumindest 24 Stunden vorher 
ab, kann die EVF eine Pauschale gemäß aktuell gültiger „Preisliste 
Allgemeine Serviceleistungen EVF‑i“ für die vergebliche Anfahrt ver-
langen. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage 
nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvoll-
ziehbar sein und darf den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge 
zu erwartenden Schaden nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem 
der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder 
wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale.

10.2.	 Der Kunde hat bei der Nutzung des Anschlusses Rechtsverstöße zu 
vermeiden. Insbesondere hat der Kunde unzumutbare Belästigun-
gen gemäß § 7 UWG zu unterlassen. Die Übersendung und Über-
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mittlung von Informationen, Sachen oder sonstige Leistungen ist 
unter bestimmten Umständen gesetzlich verboten. 

10.3.	 Der Kunde ist verpflichtet, geeignete Maßnahmen bei der Nutzung 
der bereitgestellten TK-Dienste zu treffen, um Minderjährige vor 
jugendgefährdenden sowie rechtswidrigen oder sittenwidrigen In-
halten zu schützen. 

10.4.	 Der Kunde ist verpflichtet, ausschließlich Endgeräte zu verwenden, 
deren Verwendung in Deutschland zulässig ist und die mit einer 
CE-Kennzeichnung versehen sind. 

10.5.	 Es ist dem Kunden verboten, andere als durch der EVF zugeteilte 
Rufnummernblöcke, Kanäle oder Frequenzen zu verwenden.

10.6.	 Der Kunde darf die Leistungen der EVF nicht weiterverkaufen, zum 
Beispiel durch den Betrieb eines Call-Centers oder Call-Shops. Es 
ist dem Kunden verboten, dauerhaft automatisierte Wählvorgänge, 
Rückrufdienste sowie Weiterleitungen an andere Anschlüsse und 
von anderen Anschlüssen einzurichten.

10.7.	 Der Kunde ist verpflichtet, auch die Entgelte zu zahlen, die durch 
befugte oder unbefugte Benutzung der TK-Dienste durch Dritte 
entstanden sind, es sei denn, er hat eine unbefugte Benutzung 
nicht zu vertreten. Der Kunde stellt sicher, dass sämtliche Nutzer 
die ihn treffenden Pflichten einhalten. 

10.8.	 Der Kunde ist verpflichtet, Sicherheitsvorkehrungen zu treffen, um 
seine Endgeräte und die bereitgestellten Dienste vor dem unbe-
rechtigten Zugriff von Dritten zu schützen. Dies erfordert insbeson-
dere die Verwendung hinreichend sicherer Passwörter, gegebenen-
falls die Nutzung einer Firewall und das regelmäßige Einspielen von 
Updates.

11.	 Haftung 
Soweit eine Verpflichtung der EVF zum Ersatz eines Vermögens-
schadens gegenüber einem Kunden besteht und nicht auf Vorsatz 
beruht, ist die Haftung auf höchstens 12 500 Euro begrenzt. Ent-
steht die Schadenersatzpflicht durch eine einheitliche Handlung 
oder ein einheitliches Schaden verursachendes Ereignis gegenüber 
mehreren Endnutzern und beruht dies nicht auf Vorsatz, so ist die 
Schadenersatzpflicht unbeschadet der Begrenzung in Satz 1 in der 
Summe auf höchstens 10 Millionen Euro begrenzt. Übersteigen 
die Entschädigungen, die mehreren Geschädigten auf Grund des-
selben Ereignisses zu leisten sind, die Höchstgrenze, so wird der 
Schadenersatz in dem Verhältnis gekürzt, in dem die Summe aller 
Schadenersatzansprüche zur Höchstgrenze steht. Die Haftungsbe-
grenzung nach den Sätzen 1 bis 3 gilt nicht für Ansprüche auf Ersatz 
des Schadens, der durch den Verzug der Zahlung von Schadener-
satz entsteht. 

12.	 Besondere Bestimmungen für Telefondienste
12.1.	 Sperrung bestimmter Dienste

a)	 Abgehende Verbindungen zu kostenpflichtigen Kurzwahldiens-
ten, Premium-Diensten, Auskunftsdiensten, Massenverkehrsdiens-
ten, Service-Diensten, Satellitenfunkdiensten und neuartigen 
Diensten sind bei Vertragsbeginn teilweise gesperrt. Voraussetzung 
für die Freischaltung ist ein hierauf gerichteter Antrag des Kunden 
in Textform sowie der Eingang des hierfür erhobenen Entgeltes ge-
mäß aktuell gültiger „Preisliste Allgemeine Serviceleistungen EVF‑i“. 
Die EVF wird Freischaltungen vornehmen, soweit es ihr technisch 
möglich ist. Bei Nutzung der auf Antrag des Kunden freigeschalte-
ten Dienste entsteht ein Vertragsverhältnis nur zwischen dem Kun-
den und dem jeweiligen Anbieter dieser Dienste. Die auf der Rech-
nung ausgewiesenen Beträge sind insoweit Forderungen Dritter.
b)	Der Kunde kann beantragen, dass die Nutzung seines Netzzu-
gangs für bestimmte Rufnummernbereiche gesperrt wird. Die EVF 
wird dies umsetzen, soweit es ihr technisch möglich ist. Für die Wie-
der-Freischaltung wird ein Entgelt gemäß aktuell gültiger “Preisliste 
Allgemeine Serviceleistungen EVF‑i“ erhoben.
c)	 Der Kunde kann verlangen, dass er für eingehende Telefonver-
bindungen, bei denen dem Angerufenen das Verbindungsentgelt in 
Rechnung gestellt wird (R-Gespräche) auf eine Sperr-Liste gesetzt 
wird. Die EVF wird dies umsetzen, soweit es ihr technisch möglich 
ist. Voraussetzung ist ein entsprechender Antrag in Textform. Für 
die Löschung von der Liste wird ein Entgelt gemäß aktuell gültiger 
„Preisliste Allgemeine Serviceleistungen EVF‑i“ erhoben.

12.2.	 Einzelverbindungsnachweis
Der Kunde kann für die Zukunft eine nach Einzelverbindungen auf-
geschlüsselte Rechnung (Einzelverbindungsnachweis) verlangen. 
Voraussetzung ist ein entsprechender Antrag des Kunden in Text-
form, der die Angabe enthält, ob dem Kunden die von ihm gewähl-
ten Rufnummern ungekürzt oder unter Kürzung um die letzten drei 
Ziffern mitgeteilt werden sollen. Zudem muss der Kunde zugleich 
erklären, dass er gegebenenfalls alle zum Haushalt gehörenden 
Mitbenutzer des Anschlusses darüber informiert hat und künftige 
Mitbenutzer unverzüglich darüber informieren wird, dass ihm die 
Verkehrsdaten zur Erteilung des Einzelverbindungsnachweises be-
kannt gegeben werden. Soweit die Verbindungen mit dem monat-

lichen Entgelt abgegolten sind (Flatrate) besteht kein Anspruch auf 
einen Einzelverbindungsnachweis. 

12.3.	 Öffentliche Teilnehmerverzeichnisse
Der Kunde kann sich mit seiner Rufnummer, seinem Namen, sei-
nem Vornamen und seiner Anschrift in ein allgemein zugängliches 
Teilnehmerverzeichnis oder Verzeichnisse für Auskunftsdienste 
eintragen lassen. Voraussetzung ist ein entsprechender Antrag 
des Kunden bei der EVF in Textform. Für eine Löschung oder Be-
richtigung des Eintrags richtet der Kunde ebenfalls einen Antrag 
in Textform an die EVF. Der Eintrag ist für den Kunden kostenfrei. 
Auch Mitbenutzer des Anschlusses können mit deren schriftlichem 
Einverständnis mit Namen und Vornamen eingetragen werden, für 
diese Einträge wird ein Entgelt gemäß aktuell gültiger „Preisliste All-
gemeine Serviceleistungen EVF‑i“ erhoben.

12.4.	 Einschränkungen des Notrufs, weitere Einschränkungen
a)	 Die EVF gewährleistet die Notruferreichbarkeit entsprechend 
der gesetzlichen Vorgaben. Bei einem Stromausfall sind Notru-
fe z. B. über die Nummern 110 und 112 nicht möglich. Dasselbe 
gilt bei anderen kurzfristigen technischen Störungen. Der Aufbau 
einer Notrufverbindung oder die Zustellung eines Notrufs kann 
daher nicht jederzeit gewährleistet werden. Veränderungen an der 
Konfiguration der Endgeräte können Einfluss auf die Notrufver-
bindungen haben. Bei Verbindungen zu Notrufnummern wird der 
Standort des Anschlusses übertragen. Bei Einwahl von einem ande-
ren Standort als den im Auftrag genannten, kann der tatsächliche 
Standort des Kunden nicht ermittelt werden. 
b)	Automatische Wählgeräte (z. B. Alarmanlagen, Hausnotruf, 
Brandmelder, RLM-Zähler) funktionieren nicht.

13.	 Besondere Bestimmungen für Internetzugangsdienste
13.1.	 Durchführung des Internetzugangs

a)	 In den Grenzen der gemäß Produktinformationsblatt sowie in 
der Leistungsbeschreibung vereinbarten Produktmerkmale bemü-
hen sich die EVF und die vorgelagerten Diensteanbieter nach bes-
ten Kräften, die Daten des Kunden in das Internet zu übermitteln 
(„Best Effort“). Kurzfristige Beeinträchtigungen sind jederzeit mög-
lich. Zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Durchführung al-
ler mit dem Kunden vereinbarten Dienste, z. B. auch Telefonie oder 
Fernsehen, können dabei Verkehrsmanagementmaßnahmen, wie 
z. B. eine Priorisierung des Datenverkehrs, vorgenommen werden 
(„Quality of Service“). 
b)	Die EVF behandelt den gesamten Verkehr bei der Erbringung von 
Internetzugangsdiensten gleich, ohne Diskriminierung, Beschrän-
kung oder Störung, sowie unabhängig von Sender und Empfänger, 
den abgerufenen oder verbreiteten Inhalten, den genutzten oder 
bereitgestellten Anwendungen oder Diensten oder den verwende-
ten Endgeräten. 
c)	 Unbeschadet des Sperrrechts nach Ziffer 8.4 bis 8.6 darf die EVF 
den Datenverkehr zu Störungsquellen einschränken oder unterbin-
den, soweit dies zur Vermeidung von Störungen in den Telekom-
munikations- und Datenverarbeitungssystemen der Nutzer erfor-
derlich ist. Ziffer 8.7 gilt hierfür entsprechend. 

13.2.	 Verbindungsqualität und Hinweis zur Datensicherheit
Der Kunde kann sich nach Schaltung des Zuganges über die ak-
tuelle Download- bzw. Upload-Rate und die Paketlaufzeit unter 
https://www.evf-i.de/speedtest im Internet informieren.

13.3.	 Daten, die unverschlüsselt über das Internet übertragen werden, 
können von Dritten zur Kenntnis genommen werden. Die EVF emp-
fiehlt von der unverschlüsselten Übertragung personenbezoge-
ner Daten, Passwörtern und sonstigen vor der Kenntnis Dritter zu 
schützenden Daten abzusehen.

14.	 Besondere Bestimmungen für Fernsehdienste  
(sofern verfügbar)

14.1.	 Biete die EVF digitales Fernsehen an, verteilt sie die Programmsig-
nale Dritter unter Beachtung der gesetzlichen Verpflichtungen wei-
ter. Zur Nutzung des Angebots ist ein geeignetes Empfangsgerät 
erforderlich. Bei neueren Fernsehgeräten ist dieses möglicherweise 
bereits in das Gerät integriert.

14.2.	 Zur Übertragung bestimmter Sender und Inhalte ist die EVF nicht 
verpflichtet. Der Empfang bestimmter Sender kann während der 
Vertragslaufzeit auf Grund von Entscheidungen der Landesmedien-
anstalten, anderer Behörden, neuen oder geänderten gesetzlichen 
Bestimmungen oder durch die Einstellung eines Programms durch 
den Programmanbieter wegfallen. Die Belegung der Kanäle bzw. 
der Frequenzbereiche können sich ändern.

14.3.	 Besondere Pflichten des Kunden: 
a)	 Der Kunde ist verpflichtet, die gesetzlichen Jugendschutzvor-
schriften einzuhalten. Der Kunde stellt insbesondere sicher, dass 
auf seinem Anschluss übertragene Angebote, die eine FSK-18-Kenn-
zeichnung haben, nicht an Kinder oder Jugendlichen zugänglich ge-
macht werden. Des Weiteren stellt der Kunde sicher, dass Angebo-
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te, die geeignet sind, die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen 
zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit zu beeinträchtigen, Kindern oder Jugendlichen der betrof-
fenen Altersstufe nicht zugänglich gemacht werden. Dies stellt der 
Kunde insbesondere sicher, indem er ihm zur Verfügung gestellte 
Passwörter nicht an diese Altersgruppen weitergibt.
b)	Dem Kunden ist es untersagt, die Fernsehdienste der EVF zur 
öffentlichen Vorführung zu nutzen oder durch Dritte nutzen zu las-
sen. Der Kunden ist nicht berechtigt, die Angebote der EVF für die 
Nutzung außerhalb der im Vertrag genannten Räumlichkeiten zu 
kopieren oder weiterzuleiten.

15.	 Informationen zu Schlichtung und Online-Streitbeilegung
15.1.	 Kommt es zwischen dem Teilnehmer und der EVF zum Streit da-

rüber, ob dieser dem Teilnehmer gegenüber eine Verpflichtung 
erfüllt hat, die sich auf die Bedingungen oder die Ausführung der 
Verträge über die Bereitstellung der Netze oder Dienste bezieht 
und mit folgenden Regelungen zusammenhängt: §§ 43a, 43b, 45 bis 
46 TKG oder den auf Grund dieser Regelungen erlassenen Rechts-
verordnungen und § 84 TKG, kann der Teilnehmer bei der Verbrau-
cherschlichtungsstelle der Bundesnetzagentur durch einen Antrag 
ein Schlichtungsverfahren einleiten.

15.2.	 Schlichtungsanträge können an: „Bundesnetzagentur, Ver-
braucherschlichtungsstelle (Referat 216), Postfach 8001, 53105 
Bonn“ oder per Telefax an: (030) 22 480 518 oder online über: 
http://www.bundesnetzagentur.de versendet werden. Die Bundes-
netzagentur regelt die weiteren Einzelheiten über das Verfahren in 
einer Schlichtungsordnung, die sie veröffentlicht. Die Teilnahme ist 
für die EVF freiwillig. 

15.3.	 Verbraucher können über die Online-Streitbeilegungs-Platt-
form der Europäischen Union kostenlose Hilfestellung und In-
formationen über Verbraucherbeschwerden zu Online-Kauf-
verträgen oder Online-Dienstleistungsverträgen erhalten. 
Die Plattform kann unter folgendem Link aufgerufen werden: 
http://ec.europa.eu/consumers/odr/

16.	 Schlussbestimmungen
16.1.	 Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden 

bestehen nicht.
16.2.	 Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder un-

durchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen 
davon unberührt.

16.3.	 Die EVF ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als 
Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leis-
tungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine Übertragung nach Satz 1 
ist dem Kunden drei Monate im Voraus mitzuteilen. In diesem Fall 
hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kün-
digungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Übertragung 
zu kündigen. Hierauf wird der Kunde von der EVF in der Mitteilung 
gesondert hingewiesen. Die EVF ist berechtigt, die vertraglich ge-
schuldete Leistung ganz oder teilweise durch Dritte erbringen zu 
lassen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB 
sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Übertra-
gungen im Sinne des Umwandlungsgesetzes, bleiben von dieser 
Ziffer unberührt.


